Zusammenfassung des Vortrags von Thomas Carl Schwoerer:

Der Westen mit all seiner Macht hat am ehesten den Schlüssel in der Hand, um die richtigen Lehren aus der Geschichte des Terrorismus und der Kriege zu ziehen. Es ist nicht notwendig, die Kämpfe in Syrien und Mali bis zur vollständigen Erschöpfung fortzusetzen. Deutlich vorzuziehen wäre eine Strategie, die sich die Verhandlungs- und Entspannungspolitik Willy Brandts zum Vorbild nimmt. Brandt hat im Kalten Krieg nicht darauf gewartet, bis beide Seiten erschöpft waren, sondern ist initiativ geworden. Das ist Politik.

In der langen Geschichte von Behauptungen über Terrorgruppen wie der allesamt skrupellosen und brutalen IRA in Nordirland, Taliban in Afghanistan und FARC in Kolumbien kehrt das Muster immer wieder, sie seien so übel, dass man nicht mit ihnen verhandeln könne. Außerdem wollten sie gar nicht verhandeln. Schließlich kam es regelmäßig doch zu Verhandlungen, aber erst nach dem unnötigen Tod Tausender von Menschen. Da wär's nicht nur aus pazifistischer Sicht sehr wichtig, Menschen am Leben zu lassen und frühestmöglich solche Verhandlungen einzuleiten. Es müssen doch nicht wie in Kolumbien vorher 50 Jahre vergehen mit Hunderttausenden Toten!

Will der IS überhaupt verhandeln? Die Beweislast liegt bei denen, die das Gegenteil behaupten. Für sein Interesse an Verhandlungen spricht, dass der IS - gewiss mit brutaler Gewalt - eine Art Staat gegründet hat. Terror ist für den IS wie seinerzeit für die IRA nicht das Ziel, sondern nur Mittel zum Zweck der Nationsbildung. Seine erste Priorität ist möglicherweise, einen regulären Staat zu gründen und zu konsolidieren. Sollte das der Fall sein, ließen sich auf dem Verhandlungsweg Zugeständnisse erzielen - die Beendigung der Morde und des Terrors innerhalb und außerhalb seines Gebietes, die Wahrung der Menschenrechte dort und der Verzicht auf weitere Expansion. Verhandlungen mit diesen Zielen wären deutlich weniger schädlich, auch im Sinne der Rettung Tausender von Menschenleben, als Bombardements von Russland und den NATO-Staaten sowie Waffenlieferungen. Die Bundesregierung sollte sich mit ganzer Kraft für eine Verhandlungslösung auch mit Dschihadisten einsetzen.
Wenn man ernsthaft Verhandlungslösungen angegangen wäre, hätten sich alle Kriege der vergangenen Jahrzehnte verhindern beziehungsweise beenden lassen. So wären die USA besser auf bin Ladens Vorschlag eines Waffenstillstands in 2006 eingegangen.

Es gibt keine militärische Lösung, weder des Terrorismus, noch für Syrien oder Mali. Es müssen vielmehr politische Lösungen für beide Regionen am Verhandlungstisch gefunden werden. Es ist unsere Aufgabe, politische Alternativen zur militärischen Scheinlösung vorzustellen, damit unsere Adressaten den Wunsch entwickeln, dorthin aufzubrechen. Zuvörderst "Verhandeln statt schießen". Unsere Verhandlungspartner können wir uns nicht aussuchen. Wer Frieden will, muss mit seinen Feinden verhandeln, nicht nur mit seinen Freunden. Also auch mit Dschihadisten, um Waffenstillstände und politische Lösungen zu vereinbaren, die diesen Namen gerecht werden. Diese Devise "Verhandeln statt schießen" gehört verstärkt in die öffentliche Diskussion, zusammen mit den Forderungen: keine Bombardements, keine Rüstungsexporte in den Nahen Osten und nach Afrika!
